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Bücher und Abhand-
lungen über die deutsche
Frage nach 1945 füllen
ganze Bibliotheken.
Während Historiker, die
sich mit diesem Thema
aus der Sicht der Bundes-
republik und der westli-
chen Staaten befassen,
dazu auf umfangreiche
Quellenbestände zurück-
greifen können, haben
jene, die zur sowjetischen
Deutschlandpolitik arbei-
ten, auch unter post-kom-
munistischen Verhältnis-
sen einen sehr viel einge-
schränkteren Zugang zu
den einschlägigen Archi-
valien. Wer jedoch die
Deutschlandpolitik der
SED untersuchen will, hat
seit 1990 den unschätzba-
ren Vorteil, dass die ein-
schlägigen Akten fast un-
eingeschränkt zugänglich
sind. Ein Kenner der
DDR-Außen- und 
-Deutschlandpolitik,
Michael Lemke, hat diesen

Vorteil genutzt und eine
umfassende aktenge-
stützte Untersuchung zu
dieser Thematik verfasst.
Freilich beeinträchtigt
auch Lemke der unzurei-
chende sowjetische
Archivzugang: Denn da
die DDR gerade in ihrer
Deutschlandpolitik ele-
mentar von der Sowjet-
union abhängig war, wäre
größere Klarheit über die
Ziele Moskaus in vielen
Fällen wünschenswert.
Freilich wusste auch die
SED-Führung in den fünf-
ziger Jahren offensichtlich
nicht immer, was ihr
großer Bruder wollte: Die
Unsicherheit des Histori-
kers entspricht folglich
der der Betroffenen.

Trotz dieser Einschrän-
kung kommt Lemke teil-
weise zu grundlegend
neuen Erkenntnissen;
frühere Vermutungen
werden von ihm teils be-
stätigt, teils falsifiziert. Die
bedeutendste „Neuent-
deckung“ betrifft die
Phase 1949 bis Mitte 1951.
Die Sowjetunion und die
SED glaubten damals, in
Überschätzung ihrer Mög-
lichkeiten, die „antifa-
schistisch-demokratische

Ordnung“ auch auf West-
deutschland übertragen
zu können. Hintergrund
dieser Annahme bildeten
zum einen die sowjeti-
schen Erfolge in China
und Korea; zum anderen
standen die Misserfolge
der kommunistischen Po-
litik und der Erfolg der so-
zialen Marktwirtschaft in
Deutschland noch aus.
Ost-Berlin und Moskau
setzten folglich darauf,
mithilfe einer Volksfront-
politik in der Bundesrepu-
blik die dortigen politi-
schen Verhältnisse so um-
zugestalten, dass eine
Wiedervereinigung unter
östlichen Vorzeichen die
logische Folge gewesen
wäre. Diese Politik war
zwar illusionär, sie zeigt
aber, dass Ostintegration
und Wiedervereinigung
für die SED durchaus ver-
einbar waren.

In diesen Jahren waren
eigene Handlungsspiel-
räume der SED in der
Deutschlandpolitik so gut
wie nicht vorhanden. Die
SED-Führung, die damals
noch gesamtdeutsch
dachte, ging freilich davon
aus, dass die sowjetische
Führung „an der DDR als
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Hauptsäule der Wieder-
vereinigung unbeirrt fest-
halten werde“ (Seite 506).
Darin sah sie sich jedoch
getäuscht. Denn nach der
ersten Stalin-Note vom
März 1952 und nach Sta-
lins Tod im Frühjahr 1953
befürchtete die Führung
in Ost-Berlin, von der
Sowjetunion zu Gunsten
eines neutralen Gesamt-
deutschland aufgegeben
zu werden. Dies war
Lemke zufolge für Stalin
lediglich eine „Zwi-
schenlösung“ der deut-
schen Frage; Berija hinge-
gen dachte 1953, so ver-
mutet der Autor, „an ein
neutrales bürgerliches Ge-
samtdeutschland nicht als
Zwischen-, sondern mög-
licherweise als Endziel“
(Seite 256). Inwieweit
diese Annahmen zutref-
fen, ist immer noch nicht
ganz klar. Fest steht jeden-
falls, dass die Unsicherheit
in der SED-Führung über
die sowjetischen Absich-
ten erst nach deren Mos-
kau-Besuch von Anfang
April 1952, bei dem die
Weichen für den forcier-
ten „Aufbau des Sozialis-
mus“ in der DDR gestellt
wurden, ihr Ende fand.
Anfang Juni 1953, nach
Verkündung des „Neuen
Kurses“ durch Moskau,
wurde die Spaltung in der
SED-Führung, die Lemke
zufolge bereits länger exis-
tierte, sichtbar. Einig wa-
ren die Gruppierungen
um Ulbricht und Herrn-
stadt in ihrem Festhalten

am Endziel eines sozialis-
tischen Gesamtdeutsch-
land. Doch während Ul-
bricht dazu einseitig die
Stärkung des Sozialismus
in der DDR betreiben
wollte, setzten Herrnstadt,
Zaisser, Grotewohl und
andere auf eine flexiblere
Linie: Ihnen ging es
darum, in der Bundesre-
publik einen antikapitalis-
tischen Wandel herbeizu-
führen, wobei die DDR als
attraktives Vorbild zu wir-
ken hatte. In ihrer Hoff-
nung auf eine möglichst
baldige Wiedervereini-
gung empfahlen sie daher
Reformen des sozialisti-
schen Systems; für Ul-
bricht hingegen war ein
gesamtdeutscher Natio-
nalstaat bereits damals
zum Fernziel geworden.
Ulbricht erhielt mit dem
17. Juni 1953 und dem
Wandel der Moskauer Po-
litik nach Berijas Abset-
zung wieder die Zügel in
die Hand, sodass nun
auch die Weichen in der
DDR deutlicher auf Zwei-
staatlichkeit gestellt wur-
den.

Während die „Zwei-
Staaten-Theorie“ damals
schon im Keim vorhanden
war, wurde sie erst im Juli
1955 von Chruschtschow
verkündet. Die SED-
Führung zögerte aus in-
nenpolitischen Gründen,
sich in dieser Frage öffent-
lich festzulegen. Daher
verkündete sie, dass sie
die Wiederherstellung der
deutschen Einheit unver-

ändert anstrebte; erreich-
bar schien dies jedoch nur
im Rahmen eines stark
ideologisierten Langzeit-
programms, was jedoch
kaum offen ausgespro-
chen wurde. Erst einige
Monate nach dem Bau der
Berliner Mauer, am 14. Ja-
nuar 1962, bekannte Ul-
bricht öffentlich: „Wir
müssen auf längere Zeit
mit dem Bestehen zweier
grundverschiedener und
voneinander völlig unab-
hängiger Staaten rech-
nen.“ (Seite 426)

Verbunden mit der
„Zwei-Staaten-Theorie“
war für die DDR das ver-
stärkte Streben nach Aner-
kennung in West und Ost.
Während sie in der westli-
chen und in der neutralen
Staatenwelt um ihre for-
male Anerkennung gegen
die Hallstein-Doktrin
rang, reklamierte sie im
Osten seit 1957 eine Kon-
sultationspflicht ihrer
„Bruderstaaten“ bei deren
Politik gegenüber West-
Berlin und Westdeutsch-
land. Dies wirft die von
Lemke eingehend erör-
terte Frage nach den
Handlungsspielräumen
der DDR in der Deutsch-
landpolitik auf. Zu Recht
schätzt er die Bedeutung
der formalen Akte der
sowjetischen „Souveräni-
tätserklärung“ vom März
1954 und des ostdeutsch-
sowjetischen Vertrages
vom September 1955
dafür als äußerst gering
ein, da die DDR auch da-
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nach weiterhin von der
Sowjetunion bevormun-
det wurde. Freilich stieg
das Gewicht der DDR in-
nerhalb des Ostblocks,
insbesondere als
Chruschtschow ab 1956
diese zum „Schaufenster
des Sozialismus“ entwi-
ckeln wollte und ihr dazu
relativ hohe Kredite ge-
währte. Im bilateralen
Verhältnis Sowjetunion–-
DDR macht Lemke in die-
sen Jahren neben den vor-
herrschenden hierarchi-
schen zunehmend part-
nerschaftliche Elemente
aus. Im Kreis der östlichen
„Bruderstaaten“ profi-
lierte sich die DDR zudem
nach Beendigung des
„Tauwetters“ im Novem-
ber 1956 als sozialistischer
Musterknabe.

Bei alldem gab es, so
Lemke, keine prinzipiellen
Unterschiede zwischen
der deutschlandpoliti-
schen Linie der DDR und
der Sowjetunion. Dies
wird deutlich an dem eng
mit Moskau abgestimm-
ten so genannten „Konfö-
derationsplan“ von
1956/57, der als propa-
gandistisches Ziel zwar
eine Konföderation der
beiden deutschen Staaten
ins Auge fasste, dessen
Realisierung aber eine
grundlegende Verände-
rung der Verhältnisse in
der Bundesrepublik nach
dem Muster der DDR vo-

raussetzte. Während Ost-
Berlin keine deutschland-
politischen Aktivitäten
ohne sowjetische Zustim-
mung einleitete, ließ sich
Moskau in seine Deutsch-
landpolitik von der DDR-
Führung im Allgemeinen
nicht hineinreden. Erst im
Zusammenhang mit der
zweiten Berlin-Krise geht
Lemke von einem gewis-
sen Einfluss der SED-
Führung auf den „großen
Bruder“ aus. Anders als
Chruschtschow sei diese
an einer Infragestellung
des Status der ehemaligen
Reichshauptstadt interes-
siert gewesen; deren An-
sicht habe „zur Moskauer
berlinpolitischen Wende
möglicherweise erheblich
beigetragen“ (Seite 449).
Inwieweit dies tatsächlich
zutrifft, müssen russische
Dokumente noch zeigen;
möglicherweise ergibt 
sich eine andere Bewer-
tung, wenn man den Ge-
samtkontext der inneren
sowjetischen Situation
und der internationalen
Beziehungen stärker ein-
bezieht, als dies im vorlie-
genden Werk getan wird.
Der Bau der Mauer führte
zwar zu einer Stabilisie-
rung der DDR, Ost-Berlin
hatte sein Maximalziel –
einen separaten Friedens-
vertrag mit der DDR – je-
doch nicht erreicht. Hinzu
kam, was Lemke in sei-
nem letzten Kapitel einge-

hend darstellt, dass die
„Westarbeit“ der DDR da-
durch in eine unüberseh-
bare Krise geriet: Die
Mauer stieß alle potenziel-
len „Freunde“ der DDR
im Westen vor den Kopf,
sodass nun kaum noch da-
ran gedacht werden
konnte, die Stimmung in
der Bundesrepublik im
Sinne der SED zu beein-
flussen.

Einwände gegen die
Studie betreffen einzelne
Bewertungen Lemkes – so
etwa die Einschätzung,
dass 1954 kooperative
Strukturen im innerdeut-
schen Verhältnis noch eine
Chance hatten (Seite 330) –
sowie die nicht vollstän-
dige Berücksichtigung der
neueren Forschungslitera-
tur, insbesondere zur
westlichen Seite und zu
den „Neutralisten“ in der
Bundesrepublik. Außer-
dem fehlt ein Verzeichnis
der benutzten Archiva-
lien, das vor allem auf-
grund der erstmaligen
Auswertung einschlägiger
Akten des DDR-Außenmi-
nisteriums notwendig ge-
wesen wäre. All dies
schmälert jedoch die Leis-
tung Lemkes, der mit vor-
liegendem Werk erstmals
eine aus den Quellen ge-
schöpfte, kohärente und
gedankenreiche Analyse
der SED-Deutschlandpoli-
tik vorgelegt hat, nur un-
wesentlich.
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